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Der diesem Thema gewidmete Beitrag von F. H a r t m a n n /  
N .  S c h u m m e r  (NJ 1987, Heft 2, S. 73 f.) wirft interessante 
Fragen an der Nahtstelle von Zivil- und Wirtschaftsrecht auf. 
Die Problematik läßt sich schon deshalb nicht ausschließlich 
aus zivilrechtlicher Sicht beantworten, weil die Rechtsstellung 
der Vertragswerkstätten für Konsumgüter untrennbar damit 
verknüpft ist, sowohl wirtschaftsrechtlichen als auch zivil- 
rechtlichen Erfordernissen gerecht zu werden. Wenn die Ver­
tragswerkstatt in der Regel1 zugleich Partner Wirtschafts- und 
zivilrechtlicher Beziehungen ist, so entspricht das dieser Auf­
gabenstellung. Prioritäten nach der einen oder anderen Seite 
folgen u. E. daraus nicht.1 2

Da sich in der Tätigkeit der Vertragswerkstatt wirtschafts- 
und zivilrechtliche Verhältnisse berühren, muß auch der von 
ihr abgeschlossene Vertrag sowohl wirtschaftsrechtlichen als 
auch zivilrechtlichen Anforderungen Rechnung tragen.3 Hin­
sichtlich der wirtschaftsrechtlichen Anforderungen erwachsen 
der Vertragswerkstatt sehr unterschiedliche Rechte und 
Pflichten.

Gemäß § 44 VG hat der Hersteller den erforderlichen tech­
nischen Kundendienst innerhalb und außerhalb der Garan­
tiefrist zu sichern; das schließt aber dessen arbeitsteilige Rea­
lisierung nicht aus. Soweit der Hersteller nicht selbst die Kun­
dendienstleistung erbringt4, bedient er sich einer 
Vertragswerkstatt. Das wird durch den Kundendienstvertrag5 
gemäß § 9 f. der 4. DVO zum VG — Wirtschaftsverträge zur 
Versorgung der Bevölkerung — vom 25. März 1982 (GBl. I 
Nr. 16 S. 339) geregelt, dessen Inhalt sehr unterschiedliche 
Rechte und Pflichten bilden:

1. Die Vertragswerkstatt wird autorisiert, über geltend 
gemachte Garantieansprüche zu entscheiden. Erst mit der An­
erkennung über das Vorliegen eines Garantiefalls auf Grund 
des vom Käufer erhobenen Nachbesserungsanspruchs im Rah­
men der Garantie entstehen für den Hersteller diese modifi­
zierten Leistungspflichten, die durch die Vertragswerkstatt zu 
seinen Lasten befriedigt werden. Hartmann/Schummer ist 
beizupflichten, daß erst durch diese Anerkennung seitens der 
Vertragswerkstatt ein zivilrechtliches Schuldverhältnis ent­
steht. Die Entscheidung der Vertragswerkstatt hat folglich 
doppelte juristische Bedeutung: Sie ist einerseits notwendiges 
Element organisierten Kundendienstes, und sie begründet an­
dererseits ein besonderes Garantierechtsverhältnis, das die 
Vertragswerkstatt verpflichtet, Nachbesserungsleistungen zu 
erbringen.

2. Die Vertragswerkstatt wird durch den Hersteller befä­
higt, an seiner Stelle die ihm obliegenden Garantieleistungen 
durchzuführen. Dieses Element des Kundendienstvertrags 
trägt im Unterschied zu ersterem L e i s t u n g s  Charakter. Es 
umfaßt die Pflicht des Herstellers, der Vertragswerkstatt Spe­
zialwerkzeuge, Meßmittel und Reparaturtechnologien zur 
Verfügung zu stellen, ihrem Personal durch Schulung ent­
sprechendes spezielles Fachwissen zu vermitteln sowie Ersatz­
teile zu liefern oder kooperativ bereitzustellen (vgl. § 9 Abs. 2 
der 4. DVO zum VG). Die Vertragswerkstatt ist prinzipiell ver­
pflichtet, die vom Hersteller erbrachten Leistungen zu vergü­
ten. Der Hersteller dagegen hat ihr die während der Garan­
tiezeit erbrachten Nachbesserungsleistungen6 zu bezahlen.

Der Kundendienstvertrag kombiniert folglich organisa­
tionsrechtliche und leistungsrechtliche Elemente miteinander. 
Auf diese Weise trägt er dazu bei, wirtschaftsrechtliche Vor­
aussetzungen7 dafür zu schaffen, daß das Zivilrecht zur plan­
mäßigen Versorgung der Bevölkerung mit Garantie- und 
Dienstleistungen beitragen kann. Sowohl das Niveau der Be­
ziehungen zwischen Hersteller und Vertragswerkstatt als auch 
die Qualität der Kundendienstleistungen der Vertragswerk­
statt sind darin eingeschlossen. Sie sind wesentliche Faktoren 
für die Planmäßigkeit und Leistungsfähigkeit des Kunden­
dienstes.

All das rechtfertigt aber in keiner Weise, der Vertrags­
werkstatt eine primär zivilrechtliche Stellung einzuräumen, 
zumal sich ihre Rechtsstellung sowohl auf wirtschaftsrechtli­
che als auch auf zivilrechtliche Vorschriften stützt (vgl. §§ 44, 
69, 70 VG; §§ 9 und 10 der 4. DVO zum VG 
ZGB). Wenn es sich bei den Beziehungen 
Werkstatt und Bürger um zivilrechtliche, bei den Beziehungen 
zwischen dem Hersteller und der Vertragswerkstatt dagegen 
um wirtschaftsrechtliche handelt, so liegt das in der Natur der 
Sache.

Vom Ergebnis her ist Hartmann/Schummer auch beizu­
pflichten, daß die Vertragswerkstatt nicht die Stellung eines 
Dritten einnimmt. Anderslautende Auffassungen8 verkennen 
die Spezifik der Kundendienstbeziehungen. Allerdings bedarf 
die These von Hartmann/Schummer, die Vertragswerkstatt 
könne deshalb nicht Dritter sein, weil zwischen Bürger und 
Hersteller kein direktes Vertragsverhältnis bestehe, der Prä­
zisierung. Abgesehen davon, daß dieses Argument für Kun­
dendienstbeziehungen an Produktionsmitteln u. U. nicht zu­
trifft9, ist seine Begründung widersprüchlich: Das Schuldver­
hältnis, aus dem die Garantieleistung geschuldet wird, ent­
steht erst auf Grund des Garantiefalls und seiner Anerken­
nung durch die Vertragswerkstatt. Deshalb kann der diesem 
Rechtsverhältnis vorgelagerte Kaufvertrag außer Betracht 
bleiben, obgleich die Vertragswerkstatt den Nachbesserungs­
anspruch für den Hersteller und damit an dessen Stelle er­
füllt. Offenbar resultiert hieraus die irrige Vorstellung, sie 
nehme damit die Rechtsstellung eines Dritten ein.

In den Rechtsverhältnissen des Kundendienstes würde die 
Vertragswerkstatt nur dann die Rechtsstellung eines Dritten 
innehaben, wenn sie gemäß § 82 Abs. 1 Satz 2 VG an der Ge­
staltung und Erfüllung solcher vertraglichen Pflichten mit­
wirkte, die den Empfänger ihrer Leistungen in die Lage ver­
setzt, seine vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen. Da die 
Vertragswerkstatt jedoch stets an den Bürger leistet, treffen 
diese Voraussetzungen nicht zu. Lediglich die Tatsache, daß 
sie für den Hersteller leistet, macht sie noch nicht zum Drit­
ten. Es muß vielmehr als zweites Merkmal hinzukommen, daß

1 Soweit ausnahmsweise Handwerksbetriebe als Vertragswerkstatt 
des volkseigenen Herstellers fungieren, 1st der Vertrag zivil- 
rechtlicher Natur.

2 Selbst wenn ausnahmsweise die Ins Leistungsprofil der Vertrags­
werkstatt fallenden Erzeugnisse von Wirtschaftseinheiten als 
Produktionsmittel genutzt werden (z. B. Herde in der Kantine), 
ändert deren Reparatur nichts an der Rechtsstellung der Vertrags- 
werkststt.

3 Vgl. B. Ender/H. Petzold, „Leistungssteigerung Im Kundendienst 
durch effektive Gestaltung der Kooperationsbeziehungen“, Wirt- 
sChaftsreCht 1985, Heft 3, S. 70.

4 Die für Produktionsmittel bedeutende Variante, daß der Herstel­
ler den Nutzer zur Eigenwartung befähigt, trifft bei Konsum- 
gütem generell nicht zu.

5 Die Bezeichnung „Kundendienstvertrag“ ist u. E. problematisch, 
da nicht nur die Beziehungen zwischen Hersteller und Vertrags­
werkstatt kundendienstlicher Art sind. Das trifft gleichermaßen 
für die Befähigung des Nutzers zur Eigenwartung zu. Auch ge­
hören in diese Kategorie die wlrtsdhaftsreChtlichen Leistungs­
beziehungen zwischen dem Nutzer von Produktionsmitteln und 
der Vertragswerkstatt. Folglich wäre die Bezeichnung „Vertrags­
werkstättenvertrag“ u. E. günstiger.

8 Das betrifft verwendete Ersatzteile und erbrachte Arbeitsleistun­
gen für pflichtgemäß anerkannte Garantieansprüche der Kunden.

7 Weitere Voraussetzungen entstehen auf der Grundlage von Plan­
abstimmungen und Koordinierungsverträgen zwischen Hersteller 
und Vertragswerkstätten bzw. deren wirtschaftsleitenden Organen, 
um eine planmäßige Entwicklung dieser Werkstätten und die 
Erweiterung ihres Netzes zu sichern.

8 Vgl. Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1981, S. 382.
9 Hier steht der Hersteller oft in direktem Vertragsverhältnis zum 

Anwender.

; §§ 148 t u n d  164 f. 
zwischen Vertrags-


